
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Ich bin sehr einver-
standen, dass jeder 
im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten ar-
beitet. Das heißt 
aber auch, dass mir 
als Bundeskanzlerin 
und der ganzen Bun-
desregierung schon 
wichtig ist, dass wir 
in grundsätzlichen 
Fragen eine Über-
einstimmung ha-
ben.» 

Bundeskanzlerin Merkel 
(CDU) am Mittwoch 
nach einer Videokonfe-
renz mit den Ost-
Regierungschefs 
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In dieser Ausgabe:

Der Bundesinnenminis-
ter hat diese Woche die 
polizeiliche Kriminali-
tätsstatistik und die 
Fallzahlen für 
politisch moti-
vierten Krimi-
nalität 2019 
vorgestellt.  

Die Kriminali-
tätsstatistik 
2019 zeigt 
Licht und 
Schatten. Po-
sitiv ist vor 
allem, dass die 
Zahl der Straf-
taten in 
Deutschland insgesamt 
nun schon im dritten 
Jahr zurückgeht. Selbst 
die Zahl der Diebstähle 
(- 6 %) und Wohnungs-
einbrüche (- 11 %) 
nimmt weiter deutlich 
ab. Unser Pakt für den 
Rechtsstaat - mehr Per-
sonal bei Polizei und 
Justiz, Präventionspro-
gramme gegen 
Einbrüche, usw. - 
zahlt sich jetzt 
aus. Auch die Auf-
klärungsquote 
(56,2 %) bleibt nur 
knapp unter dem 
Höchststand im 
Vorjahr (2018: 56,5 
%). Der Dank gilt 
allen Polizisten und 
Polizistinnen im Land 
für ihre gute hochenga-
gierte Arbeit Tag für 
Tag. 

Die Zunahme der poli-
tisch motivierten Krimi-
nalität um fast 15 Pro-
zent stimmt dagegen 

bedenklich. 
Zwar ist die 
Zahl der 
politisch 
motivierten 
Gewaltde-
likte erfreu-
licherweise 
zurückge-
gangen (um 
fast 16 Pro-
zent). Der 
Anstieg 
rechtsextre-

mer Delikte um fast 10 
Prozent und linksextre-
mer Delikte sogar um 
fast 24 Prozent ist je-
doch Ausdruck der star-
ken politischen Polari-
sierung in unserem 
Land. 

Wo dies die Grenzen 
unserer freiheitlich-
demokratischen Grund-

ordnung überschreitet, 
müssen wir uns dem 
klar entgegenstellen. 
Mit dem Gesetz zur Be-
kämpfung des Rechts-
extremismus und der 

Hasskriminalität will die 
Bundesregierung „Hass 
und Hetze“ im Internet 
viel konsequenter verfol-
gen. Bislang sieht der 
Gesetzentwurf diese 
Möglichkeit allerdings 
nur für große Internet-
plattformen und soziale 
Medien vor. Hier müssen 
wir im parlamentari-
schen Verfahren die Be-
fugnisse des Bundeskri-
minalamtes auch auf An-
bieter mit weniger als 
zwei Millionen Nutzern 
erweitern. Außerdem 
sollte die gezielte Veröf-
fentlichung sogenannter 
Feindeslisten unter Stra-
fe gestellt werden. Wer 
mit der Verbreitung sol-
cher Listen Menschen 
einschüchtern will, stört 
den gesellschaftlichen 
Frieden. 

Vor allem der Anstieg 
linksextremer Delikte 
um fast ein Viertel zeigt: 

Bei aller Fokus-
sierung auf den 
Rechtsextremis-
mus und Islamis-
mus darf der 
Staat die Be-
kämpfung des 
Linksextremis-
mus nicht aus 
dem Auge verlie-

ren. Zunehmende Sach-
beschädigungen (53,6 %) 
wie durch Autobrände 
sind keine Kavaliersde-
likte und gehören konse-
quent verfolgt werden. 

Kriminalitätsstatistik mit Licht und Schatten 

Freitag, 29. Mai 2020 
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stöße bei Behinderungen des 
Radverkehr erhöht. Des Weite-
ren wird ein Symbolbild zur 
Anordnung von Parkvorrechten 
für Carsharingfahrzeuge einge-
führt sowie die Zuständigkeits-
regelung für Genehmi-
gungen im Bereich des 
Großraum- und Schwer-
verkehrs angepasst. 

Die Länder haben der 
StVO-Novelle am 14. 
Februar 2020 im Bun-
desrat mit insgesamt 42 
Maßgaben zugestimmt. Der 
Deutsche Bundestag war nicht 
involviert.  

Zu den verschärfenden Maßga-
ben des Bundesrates gehörte 
auch, dass nun schon bei Ge-

Am 28. April ist Veränderung 
der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) in Kraft getreten. Sie 
enthält insbesondere Rege-
lungen für mehr Sicherheit 
und Verbesserungen des Rad-
verkehrs. So gibt es jetzt ei-
nen festgeschriebenen Min-
destabstand beim Überholen 
von Radfahrern für Kraft-
fahrzeuge. Lkw über 3,5 Ton-
nen müssen innerorts beim 
Rechtsabbiegen Schrittge-
schwindigkeit fahren. Zudem 
gilt jetzt ein Haltverbot auf 
Schutzstreifen für den Rad-
verkehr. Korrespondierend 
dazu werden neue Tatbestän-
de bei Ordnungswidrigkeiten 
geschaffen und die Geldbu-
ßen für Halte- und Parkver-

schwindigkeitsüberschreitung
en ab 21 km/h innerorts und 
ab 26 km/h außerorts ein Mo-
nat Fahrverbot droht. In dem 
von Bundesverkehrsminister 
Andreas Scheuer vorgelegten 

Entwurf der StVO-Novelle 
war dies nicht enthalten.  

Aus Sicht der Unionsfrak-
tion ist diese Neuregelung 
jedoch  unverhältnismä-
ßig! Auch der Bundesver-
kehrsminister sieht das so. 
Wir unterstützen ihn da-

her sein Vorhaben, die Län-
der davon zu überzeugen, die 
verschärften Neuregelung zu 
den Geschwindigkeitsüber-
schreitungen wieder zurück-
zunehmen. 

Novelle zur Straßenverkehrsordnung 

Finanzielle Sicherheit für Familien  

aber meist nur für einzelne Tage 
in der Woche. Die Eltern müssen 
also oftmals weiterhin selbst ih-
re Kinder betreuen. Mit der Ver-
längerung der Lohnfortzahlung 
schaffen wir finanzielle Sicher-
heit für Familien.  

Ersetzt werden 67 Prozent des 
Verdienstausfalls, maxi-
mal 2016 Euro monat-
lich. Die Dauer der 
Lohnfortzahlung wird 
von sechs auf bis zu 
zehn Wochen für jeden 
Elternteil ausgeweitet, 
der sich um Kinder bis 
zu einem Alter von 12 
Jahren kümmert. Damit 
besteht insgesamt ein 

Anspruch auf bis zu 20 Wochen 
Entgeltfortzahlung – jeweils 
zehn Wochen für Mütter und 
zehn Wochen für Väter; für al-
leinerziehende Elternteile sogar 
bis zu 20 Wochen. Dieser Zeit-
raum von zehn oder 20 Wochen 
muss nicht an einem Stück aus-

Viele Mütter und Väter müs-
sen sich seit Beginn der 
Corona-Krise zu Hause 
selbst um ihre Kinder küm-
mern. Um Verdienstausfälle 
auszugleichen, erhalten die 
Eltern als Entschädigung 
eine Lohnfortzahlung, die 
wir diese Woche ver-
längert haben. Im Zu-
ge dieser Verlänge-
rung wurden auch 
neue Regelungen zu 
Teilschließungen und 
für behinderte Men-
schen berücksichtigt.  

Grundsätzlich sollen 
alle Eltern, die wegen 
behördlich angeordne-
ter Schließung von Kitas o-
der Schulen ihrer Kinder 
nicht arbeiten können, den 
dadurch entstandenen Ver-
dienstausfall entschädigt be-
kommen. Jetzt öffnen viele 
der Einrichtungen wieder 
schrittweise ihre Pforten – 

geschöpft werden. Schließlich 
gibt es bei den meisten Kitas 
und Schulen noch immer 
Teilschließungen. Hier ist nun 
eine Verteilung der Entschädi-
gungsleistung über mehrere 
Monate – oder innerhalb eines 
Monats auf mehrere Tage – 
möglich 

Behinderte Kinder, Jugendliche 
oder junge Erwachsene haben 
besondere Ansprüche. Da die 
Tagesförderstätten oder Werk-
stätten für behinderte Men-
schen in der Regel momentan 
ebenfalls geschlossen sind, ha-
ben wir bei der Verlängerung 
der Entschädigung sicherge-
stellt, dass eine Lohnfortzah-
lung auch Eltern von hilfebe-
dürftigen erwachsenen Kindern 
mit einer Behinderung zusteht, 
und zwar unabhängig von de-
ren Alter. Bislang galt die Re-
gelung nur für behinderte Kin-
der und Jugendliche bis zum 
18. Geburtstag.  
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Corona-Prämie für Pflegende  

verbot wäre ein gravierender 
Eingriff in die persönlichen 
Freiheitsrechte der Menschen.  
Es ist für mich völlig unver-
ständlich, warum der Bundes-
rat dies so beschlossen hat.  

Obendrein halte ich die Län-
der-Forderung nach einer 
Pflicht zum Führen eines Bi-
ker-Fahrtenbuches für völlig 
überzogen und lebensfremd. 
Sämtliche Motorradfahrer 
würden dadurch unter Gene-
ralverdacht gestellt. Dabei ver-
hält sich die Mehrzahl der 
Fahrer rechtstreu und verant-
wortungsbewusst.  

ligendienstleistende, Helfer im 
freiwilligen sozialen Jahr und 
Leiharbeiter sowie Mitarbeiter 
in Servicegesellschaften sollen 

eine Prämie erhalten. 
Dabei ist im Gesetz-
entwurf ausdrücklich 
festgehalten, dass die 
Corona-Prämie nicht 
zu einer höheren fi-
nanziellen Belastung 
der Pflegebedürftigen 

führen darf. 

Pflegeeinrichtungen sind so zur 
Zahlung von gestaffelten Son-

derleistungen an ihre Beschäf-
tigten verpflichtet. Die Auf-
wendungen dafür werden 
durch die soziale Pflegeversi-
cherung und im ambulanten 
Bereich anteilig durch die Ge-
setzliche Krankenversicherung 
erstattet. Der Bund muss al-
lerdings noch Regelungen fin-
den, wie die Corona-Prämien 
refinanziert, die Pflegeversi-
cherung mit Zuschüssen des 
Bundes entlastet und die je-
weiligen Beitragssätze stabili-
siert werden können.  

Personal in Pflegeeinrichtun-
gen und Pflegediensten be-
kommen eine finanzielle An-
erkennung. Alle Beschäftig-
ten in der Altenpflege 
erhalten im Jahr 2020 
einen gestaffelten An-
spruch auf eine einma-
lige Sonderleistung 
(Corona-Prämie) in 
Höhe von bis zu 1.000 
Euro. Die höchste Prä-
mie bekommen Vollzeitbe-
schäftigte in der direkten 
Pflege und Betreuung. Aber 
auch Auszubildende, Freiwil-

Diese Woche haben Bundes-
tag und Finanzausschuss, 
dem mein Kollege Olav Gut-
ting angehört, weitere steuer-
liche Erleichterungen zur Be-
wältigung der Corona-
Pandemie beschlossen.  

Zu den Maßnahmen zählt un-
ter anderem die temporäre 
Absenkung des Umsatzsteu-
ersatzes für Speisen auf 7 

Corona-Steuerhilfegesetz  
Prozent, Getränke sind jedoch 
ausgenommen.  

Dieser neue Steuersatz 
wird von 1. Juli 2020 
bis 30. Juni 2021 gel-
ten. Zudem werden die 
bisherige Übergangsre-
gelung zum Umsatz-
steuergesetz sowie der 
steuerliche Rückwir-
kungszeitraum des Umwand-

lungssteuergesetzes bis zum 
31. Dezember 2022 vorüberge-

hend verlängert.  

Zuschüsse des Arbeitgebers 
zum Kurzarbeitergeld und 
Saison-Kurzarbeitergeld 
werden teilweise steuerfrei 
gestellt. Zusätzlich sollen 
die steuerlichen Rückwir-
kungszeiträume vorüberge-

hend verlängert werden. 

Aktuell wird aufgrund eines 
entsprechenden Beschlusses 
des Bundesrates vom 15. Mai 
2020 ein Fahrverbot für 
Motorräder an Sonn- und 
Feiertagen diskutiert.  

In der Tat: Zu laute Mo-
torräder sind ein ernstes 
Problem für zahlreiche 
lärmgeplagte Menschen. 
Mit polizeilichen Kontrol-
len  konnte dieses Prob-
lem seit Jahren nicht ein-
gedämmt werden. Der 
Bundesrat will dieses Lärm-
Problem nun entschieden an-
gehen. 

Viele erfolgreiche Initiativen vor 
Ort zeigen, wie das geht. Und 
da, wo der Bund weiterhelfen 

kann, wird er 
das tun.  

Ein generelles 
Verbot kommt 
jedoch dabei 
nicht in Frage. 
Ein Fahrverbot 
für Motorräder 
an Sonn- und 
Feiertagen, so 
wie es die Län-

der im Bundesrat gefordert ha-
ben, wird es mit uns definitiv 
nicht geben. Ein solches Fahr-

Kein Fahrverbot für Motorräder 
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«Die Länder haben die verfassungsmäßige Verant-
wortung, die Regeln für die Bürger auszugestalten. 
Die Rolle des Bundes sind andere Themen: Unter-
stützung von Unternehmen, Konjunkturpakete, da-
mit unsere Wirtschaft anläuft, damit die Arbeits-

plätze gesichert sind.» 
Kanzleramtsminister Helge Braun (CDU)  am Mittwoch im RTL-
Mittagsjournal „Punkt 12“ 
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Fonds vorgesehen. Auf Grund-
lage der europäischen Verträge 
muss eine Anbindung an den 
EU-Haushalt erfolgen. In den 
dafür notwendigen bewährten 
Verfahren können Kriterien 
zur Mittelvergabe formuliert 
und die Kontrolle der Verwen-
dung sichergestellt werden. 

 Der deutsche 
Haushaltsrahmen 
wird ebenso un-
eingeschränkt ge-
achtet wie die 
Rechte des Deut-
schen Bundesta-
ges. Es geht also 
um befristete In-
vestitionen über 
den EU-Haushalt 

statt um Budgethilfen für ein-
zelne Länder. Es soll für jeden 
Mitgliedsstaat eine Beitrags-
obergrenze entlang der Wirt-
schaftskraft gelten. Eine ge-
samtschuldnerische Haftung 
ist ausdrücklich ausgeschlos-
sen. 

Die Corona-Pandemie hat Eu-
ropa und die Mitgliedstaaten 
unverschuldet heimgesucht 
und katastrophale Folgen ver-
ursacht. In dieser absoluten 
Notsituation halten wir ange-
sichts der Pandemie eine 
Schuldenaufnahme durch die 
EU ausnahmsweise für vertret-
bar. Mit einem befristeten 
Fonds kann Europa besonders 
betroffene Regionen und Berei-
che bei ihrer wirtschaftlichen 
Erholung mit zweckgebunde-
nen Zuschüssen im Rahmen 

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und der französische 
Präsident Emmanuel Macron 
haben diesen Montag einen 
europäischen Fonds zur wirt-
schaftlichen Erholung vorge-
schlagen. Diese Initiative soll 
ein starker Beitrag für euro-
päische Solidari-
tät in der 
Coronakrise 
sein. Länder wie 
Italien und Spa-
nien sind nicht 
nur von der Pan-
demie besonders 
hart getroffen, 
sondern wirt-
schaftlich wenig 
wettbewerbsfä-
hig. Als Export-
nation hat Deutschland ein 
Interesse an nachhaltigem 
Wachstum in ganz Europa.  

Wichtig ist dabei jedoch, dass 
die Europäische Union ein 
Programm für nachhaltiges 
Wachstum mit Zukunftstech-
nologien entwickelt und vor 
allem keines zur Umvertei-
lung von Altschulden 
schlecht wirtschaftender Län-
der. Denn es geht zentral um 
die ökonomische Gesundung 
einiger unserer Partnerlän-
der. Das EU-Angebot darf 
keinesfalls zu deren sozialer 
Alimentierung missbraucht 
werden.  

Im Mittelpunkt sollen dabei 
Investitionen in Klimaschutz 
und Digitalisierung stehen. 
Es ist kein „freischwebender“ 

des EU-Haushalts und kontrol-
liert von der EU-Kommission 
und dem Europäischen Rech-
nungshof unterstützen. 

Die Rückzahlung des Kredits 
soll über höhere EU-Beiträge 
gemäß dem an der Wirtschafts-
kraft orientierten Beitrags-
schlüssel zum EU-Haushalt ge-
streckt etwa über 20 Jahre er-
folgen. Auf Deutschland entfällt 
dabei immerhin fast ein Viertel. 
Die Bundesregierung hält dies 
für gerechtfertigt, wenn die Ge-
meinschaft jetzt einen größeren 
Schaden von Europa abwenden 
kann, der sonst unseren Kin-
dern und Enkeln sehr viel höhe-
re Kosten als die Mitfinanzie-
rung an der Tilgung aufbürden 
würde. Die verwendeten Mittel 
müssen Europa zukunftsfest 
und stärker machen. Dann ha-
ben sie ihre Berechtigung. 

Zur Kontrolle ist die parlamen-
tarische Beteiligung unverzicht-
bar. Die Budgetverantwortung 
des Deutschen Bundestags ist 
für uns von elementarer Bedeu-
tung. Ohne Zustimmung des 
Deutschen Bundestages kann 
es einen solchen Fonds nicht 
geben. Die deutschen Garantien 
und höheren Beitragszahlungen 
werden nach oben verbindlich 
begrenzt. Alle Einzelheiten ge-
hören in einem Eigenmittelbe-
schluss des Deutschen Bundes-
tags verankert. Die Parlamen-
tarier achten dabei strikt da-
rauf, dass die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts ein-
gehalten werden. 

Deutsch-Französischer Vorschlag für einen EU-Fonds 


